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1 2 1 .

Vereinbarung in Form eines Notenwechsels zwischen der Österreichischen Bundesregierung und
der Regierung der Volksrepublik Polen betreffend die Abänderung des Abkommens zwischen
der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der Volksrepublik Polen über den

Luftverkehr vom 8. Februar 1956

ÖSTERREICHISCHE BOTSCHAFT

Warschau, am 8. August 1984

Herr Minister!

Ich beehre mich, auf die zwischen den Delega-
tionen der Österreichischen Bundesregierung und
der Regierung der Volksrepublik Polen am 23. Jän-
ner 1984 in Wien geführten Verhandlungen Bezug
zu nehmen. Die beiden Delegationen haben die fol-
gende Abänderung des Abkommens zwischen der
Österreichischen Bundesregierung und der Regie-
rung der Volksrepublik Polen über den Luftverkehr
vom 8. Februar 1956 *) vereinbart:

Vereinbarung zwischen der Österreichischen
Bundesregierung und der Regierung der Volksre-
publik Polen betreffend Abänderung des Abkom-
mens zwischen der Österreichischen Bundesregie-
rung und der Regierung der Volksrepublik Polen
über den Luftverkehr vom 8. Februar 1956.

1. Der bisherige Art. VI Abs. 3 bleibt als neuer
Art. VI Abs. 4 in Kraft.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 196/1958

(Übersetzung)
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2. Der neue Art. VI Abs. 3 lautet wie folgt:

„3. Waren, welche von dem namhaft gemachten
Flugunternehmen eines Vertragschließenden Tei-
les, das die Flughäfen des anderen Vertragschlie-
ßenden Teiles anfliegt, für die Gründung, Ausstat-
tung oder den Betrieb eines Büros, einer anderen
offiziellen Einrichtung auf dem Flughafen, sowie
eines Stadtbüros verwendet werden (wie zum Bei-
spiel alle Arten von Baumaterialien, Möbel,
Schreibmaschinen, Fernschreiber, Fernmeldeausrü-
stung, Fluglinien-Computer-Systeme für Reservie-
rungen und betriebliche Zwecke, offizielle Doku-
mente, Flugscheinformulare und Flugpläne), wer-
den zur Einfuhr in das Gebiet des anderen Vertrag-
schließenden Teiles sowie zur Ausfuhr aus diesem
Gebiet ohne Einhebung von Einfuhr- und Ausfuhr-
zöllen und sonstigen Eingangs- und Ausgangsabga-
ben zugelassen."

Falls die vorstehenden Vorschläge die Zustim-
mung der Regierung der Volksrepublik Polen fin-
den, beehre ich mich vorzuschlagen, daß diese
Note und Ihre Antwortnote dazu eine Vereinba-
rung zwischen der Österreichischen Bundesregie-
rung und der Regierung der Volksrepublik Polen
in dieser Angelegenheit bilden.

Diese Vereinbarung tritt am ersten Tag des drit-
ten Monats nach dem Ablauf des Monats in Kraft,
in dem der Notenaustausch erfolgt.

Ich benütze diese Gelegenheit, Ihnen die Versi-
cherung meiner ausgezeichneten Hochachtung zu
erneuern.

Dr. Richard Wotava m. p.
Botschafter der Republik Österreich

Seine Exzellenz

Herrn Stefan Olszowski
Minister für Auswärtige Angelegenheiten
der Volksrepublik Polen
W a r s c h a u

(Übersetzung)

MINISTER FÜR
AUSWÄRTIGE ANGELEGENHEITEN

Warschau, den 9. Jänner 1985

Sehr geehrter Herr Botschafter!

Ich beehre mich, den Erhalt Ihrer Note vom
8. August 1984 mit folgendem Wortlaut, zu bestäti-
gen:

„Ich beehre mich,

. . . . (es folgt der weitere Text der österreichischen
Note in deutscher Sprache) . . . .

in dem der Notenaustausch erfolgt."

Ich beehre mich, die Zustimmung der Regierung
der Volksrepublik Polen zu dem Obigen mitzutei-
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len und den Vorschlag anzunehmen, daß die oben-
angeführte Note sowie die vorliegende Antwort
darauf eine Vereinbarung zwischen der Regierung
der Volksrepublik Polen und der Österreichischen
Bundesregierung bilden, die am ersten Tage des
dritten Monats nach Ablauf des Monats in Kraft
tritt, in dem der Notenaustausch erfolgt, dh. am
1. April 1985.

Ich benutze diese Gelegenheit, Ihnen die Versi-
cherung meiner ausgezeichneten Hochachtung zu
erneuern.

Stefan Olszowski m. p.
Minister für Auswärtige Angelegenheiten

der Volksrepublik Polen

Seine Exzellenz

Herrn Botschafter Dr. Richard Wotava
Botschafter der Republik Österreich

W a r s c h a u

Die Vereinbarung tritt am 1. April 1985 in Kraft.

Sinowatz

1 2 2 . Vereinbarung gemäß Art. 1 Abs. 3 des
Abkommens vom 14. September 1955 zwi-
schen der Republik Österreich und der Bun-
desrepublik Deutschland über Erleichterungen
der Grenzabfertigung im Eisenbahn-, Straßen-
und Schiffsverkehr in der Fassung der Ände-
rungsabkommen vom 21. Jänner 1975 und
16. September 1977 für die Errichtung vorge-
schobener österreichischer Grenzdienststellen

am Grenzübergang Oberreute/Sulzberg

AUSWÄRTIGES AMT
510-511.13/3 OST

Verbalnote

Das Auswärtige Amt beehrt sich, der Österreichi-
schen Botschaft mitzuteilen, daß die für die Grenz-
abfertigung zuständigen obersten Bundesbehörden
der Bundesrepublik Deutschland in Ausführung
von Artikel 1 Absatz 3 des Abkommens vom
14. September 1955 zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und der Republik Österreich über
Erleichterungen der Grenzabfertigung im Eisen-
bahn-, Straßen- und Schiffsverkehr *) in der Fas-
sung der Änderungsabkommen vom 21. Januar
1975**) und 16. September 1977***) für die
Errichtung vorgeschobener österreichischer Grenz-
dienststellen am Grenzübergang Oberreute/Sulz-
berg folgende Vereinbarung vorschlagen:

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 240/1957
**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 331/1979

***) Kundgemacht in BGBl. Nr. 332/1979

Artikel 1

Am Grenzübergang Oberreute/Sulzberg werden
auf deutschem Gebiet vorgeschobene österreichi-
sche Grenzdienststellen errichtet.

Artikel 2

Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4
Absatz 6 des Abkommens vom 14. September 1955
in der Fassung der Änderungsabkommen von 1975
und 1977 umfaßt

a) die von den Bediensteten beider Staaten
gemeinsam benützten Flächen, Anlagen und
Räume, und zwar
— die Staatsstraße 2004 von der gemeinsa-

men Grenze bis zum Amtsplatz;
— den das Dienstgebäude umgebenden

Amtsplatz;
— im Erdgeschoß des Dienstgebäudes den

Abfertigungsraum, den Durchsuchungs-
raum und den Aufenthaltsraum;

— im Kellergeschoß den an der Südseite
gelegenen Raum, die beiden Abstellräume
und den Hausanschlußraum an der West-
seite sowie den Öllagerraum und den
Heizraum an der Ostseite;

— die sanitären Anlagen;
— die Verbindungswege im Dienstgebäude;

b) die den österreichischen Bediensteten zur
alleinigen Benützung überlassenen Räume,
und zwar
— im Erdgeschoß den in der Südwestecke

gelegenen Raum;
— im Kellergeschoß den an der Westseite

zwischen Treppe und Abstellräumen gele-
genen Aktenraum.
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Das Auswärtige Amt beehrt sich vorzuschlagen,
daß durch den Austausch dieser Verbalnote und
der Antwortnote der Österreichischen Botschaft
die vorstehende Regelung eine Vereinbarung im
Sinne des Artikels 1 Absatz 3 des Abkommens vom
14. September 1955 in der Fassung der Änderungs-
abkommen von 1975 und 1977 bildet, die am
1. Mai 1985 in Kraft tritt und die schriftlich auf
diplomatischem Wege unter Einhaltung einer Frist
von sechs Monaten je auf den ersten Tag eines
Monats gekündigt werden kann.

Das Auswärtige Amt benutzt diesen Anlaß, die
Österreichische Botschaft erneut seiner ausgezeich-
neten Hochachtung zu versichern:

Bonn, den 13. Februar 1985

L. S.

An die
Österreichische
Botschaft

Bonn

ÖSTERREICHISCHE BOTSCHAFT
Zl. 112.05/190-A/85

Verbalnote

Die Österreichische Botschaft beehrt sich, dem
Auswärtigen Amt den Empfang seiner Verbalnote
— 510-511.13/3 OST — vom 13. Februar 1985 zu
bestätigen, deren Text wie folgt lautet:

„Das Auswärtige Amt beehrt sich, (es folgt
der weitere Text der deutschen Eröffnungsnote)

zu versichern."

Die Botschaft beehrt sich, dem Auswärtigen Amt
mitzuteilen, daß die Österreichische Bundesregie-
rung einverstanden ist, daß die vorgeschlagene
Regelung durch den Austausch der Verbalnote des
Auswärtigen Amtes und dieser Antwortnote eine
Vereinbarung im Sinne des Artikels 1 Absatz 3 des
Abkommens vom 14. September 1955 in der Fas-
sung der Änderungsabkommen von 1975 und 1977
bildet, die am 1. Mai 1985 in Kraft tritt und die
schriftlich auf diplomatischem Wege unter Einhal-
tung einer Frist von sechs Monaten je auf den
ersten Tag eines Monats gekündigt werden kann.

Die Österreichische Botschaft benützt gerne
auch diesen Anlaß, dem Auswärtigen Amt den Aus-
druck ihrer ausgezeichneten Hochachtung zu
erneuern.

Bonn, am 13. Februar 1985

L.S.

An das
Auswärtige Amt
Bonn

Sinowatz

123.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Anlage wird genehmigt.

Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Ungarischen Volksrepublik über die
Gleichwertigkeit der Studien an den Universitäten und der akademischen Grade samt Anlage

A B K O M M E N

ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND DER UNGARISCHEN
VOLKSREPUBLIK ÜBER DIE GLEICH-
WERTIGKEIT DER STUDIEN AN DEN
UNIVERSITÄTEN UND DER AKADEMI-

SCHEN GRADE

Die Republik Österreich und die Ungarische
Volksrepublik,

vom Wunsche geleitet, die Zusammenarbeit zwi-
schen den beiden Staaten auf dem Gebiete der Wis-
senschaft und des Bildungswesens zu entwickeln
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und der Jugend beider Staaten freien Zugang zu
den geistigen Gütern der beiden Staaten zu gewäh-
ren,

haben folgendes vereinbart:

Artikel 1

In diesem Abkommen bedeutet:
a) der Ausdruck „Universitäten" die Universitä-

ten, Hochschulen und Institutionen, denen
vom Vertragsstaat, in dessen Hoheitsgebiet
sie sich befinden, Universitätscharakter zuer-
kannt wird;

b) der Ausdruck „akademischer Grad" in Öster-
reich jenen akademischen Grad, der nach
Abschluß eines Universitätsstudiums verliehen
wird, in Ungarn hingegen das abgeschlossene
Universitätsstudium, ferner den nach
Abschluß des Universitätsstudiums mittels
Dissertation erworbenen Universitäts-Dok-
torgrad;

c) der Ausdruck „Diplom" jede Urkunde, wel-
che von einer Universität nach Abschluß eines
Universitätsstudiums ausgestellt wird;

d) der Ausdruck „Universitätszeugnisse" alle
Zeugnisse oder Bestätigungen über Ergeb-
nisse von Prüfungen oder den Erfolg der
Teilnahme an Lehrveranstaltungen;

e) der Ausdruck „Prüfungen" alle Prüfungen
zur Feststellung des durch die Studien erwor-
benen Wissens, der Kenntnisse und der Fer-
tigkeiten beziehungsweise die Feststellung des
Erfolges der Teilnahme an Lehrveranstaltun-
gen gemäß den Studienvorschriften der Ver-
tragsstaaten;

f) der Ausdruck „Studiendauer" die in den Stu-
dienvorschriften der Vertragsstaaten vorge-
schriebene Mindestzeit für die Absolvierung
der Universitätsstudien;

g) der Ausdruck „Universitätsstudium" die Stu-
dien, deren gesetzliche Studiendauer in bei-
den Staaten mindestens acht Semester
beträgt.

Artikel 2
Die Bestimmungen dieses Abkommens finden

nur dann Anwendung, wenn das Universitätsstu-
dium vorwiegend an einer Universität eines der
Vertragsstaaten durchgeführt und auf Grund dieses
Studiums der akademische Grad verliehen oder das
Diplom ausgestellt wurde.

Artikel 3
Dieses Abkommen findet nur auf Staatsangehö-

rige der Vertragsstaaten Anwendung.

Artikel 4

(1) Die akademischen Grade sind einander auf
Grund dieses Abkommens wie folgt gleichwertig:

a) Die Inhaber eines österreichischen akademi-
schen Grades der in der Anlage, die einen
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integrierenden Bestandteil dieses Abkommens
bildet, angeführten österreichischen Studien-
richtungen werden ohne Zusatz- und Ergän-
zungsprüfungen unmittelbar zum weiterfüh-
renden Studium zum Zwecke des Erwerbs des
Universitäts-Doktorgrades an einer Universi-
tät in Ungarn, an der dieses Studium durchge-
führt werden kann, zugelassen.

b) Die Inhaber eines ungarischen akademischen
Grades oder Diplomas auf Grund der in der
Anlage angeführten ungarischen Studienrich-
tungen werden ohne Zusatz- und Ergän-
zungsprüfungen unmittelbar zum weiterfüh-
renden Studium zum Zwecke des Erwerbes
des Doktorgrades an einer Universität in
Österreich, an der dieses Studium eingerichtet
ist, zugelassen.

(2) Die Zulassung zu diesen Studien erfolgt in
beiden Vertragsstaaten im Rahmen der verfügbaren
Plätze und erfordert neben der Vorlage der ent-
sprechenden Diplome oder Universitätszeugnisse
nur den Nachweis der Kenntnis der jeweiligen
Sprache in genügendem Ausmaß.

Artikel 5

(1) Der durch ein Studium gemäß Artikel 4 die-
ses Abkommens an einer österreichischen Universi-
tät erworbene Doktorgrad bzw. der an einer unga-
rischen Universität erworbene Doktorgrad werden
als einander gleichwertige akademische Grade in
beiden Vertragsstaaten anerkannt.

(2) Zum Zwecke der Anerkennung dieser
Gleichwertigkeit haben Personen, welche den Dok-
torgrad in Österreich erworben haben, die erfor-
derlichen Unterlagen dem ungarischen Ministerium
für Bildung und Kultur vorzulegen; Personen, wel-
che den Doktorgrad in Ungarn erworben haben,
haben die erforderlichen Unterlagen dem österrei-
chischen Bundesministerium für Wissenschaft und
Forschung vorzulegen.

Artikel 6

(1) Von österreichischen Studierenden der Stu-
dienrichtung Finno-Ugristik an einer ungarischen
Universität absolvierte Semester werden bis zum
Höchstausmaß von zwei Semestern auf die Stu-
diendauer in Österreich voll angerechnet und die
während dieser Semester positiv abgelegten Prü-
fungen voll anerkannt. Voraussetzung ist, daß die-
ser Studierende das Studium in Ungarn als Hörer
gemäß den ungarischen Studienvorschriften absol-
viert hat und die entsprechenden Universitätszeug-
nisse vorlegt.

(2) Von ungarischen Studierenden der Studien-
richtung Germanistik an einer österreichischen
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Universität absolvierte Semester werden bis zum
Höchstausmaß von zwei Semestern auf die Stu-
diendauer in Ungarn voll angerechnet und die wäh-
rend dieser Semester positiv abgelegten Prüfungen
voll anerkannt. Voraussetzung ist, daß dieser Stu-
dierende das Studium in Österreich als ordentlicher
Hörer gemäß den österreichischen Studienvor-
schriften absolviert hat und die entsprechenden
Universitätszeugnisse vorlegt.

(3) Voraussetzung für die Anwendbarkeit dieses
Artikels ist in beiden Vertragsstaaten, daß diese
Studierenden mindestens die Hälfte ihres Studiums
im Heimatstaat abgeschlossen haben.

Artikel 7

Die gemäß Artikel 4 des Abkommens zwischen
der Republik Österreich und der Ungarischen
Volksrepublik über die Gleichwertigkeit der Reife-
zeugnisse vom 16. Juni 1982 eingesetzte Ständige
Expertenkommission ist auch für die Beratung aller
Fragen aus diesem Abkommen zuständig.

Artikel 8

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation.
Die Ratifikationsurkunden werden so bald wie
möglich in Budapest ausgetauscht.

(2) Das Abkommen tritt am ersten Tag des drit-
ten Monats in Kraft, der auf den Monat folgt, in
dem die Ratifikationsurkunden ausgetauscht wer-
den.

(3) Dieses Abkommen wird auf unbegrenzte
Dauer abgeschlossen. Es kann jederzeit von einem
der Vertragsstaaten schriftlich auf diplomatischem
Wege gekündigt werden. Die Kündigung tritt ein
Jahr nach Einlangen der Notifikation beim anderen
Vertragsstaat in Kraft.

Zu Urkund dessen haben die gefertigten Bevoll-
mächtigten das vorliegende Abkommen unterzeich-
net und mit Siegeln versehen.

Geschehen zu Wien am 8. März 1983 in zwei
Urschriften, jede in deutscher und ungarischer
Sprache, wobei beide Texte in gleicher Weise au-
thentisch sind.

Für die Republik Österreich:
Dr. Hertha Firnberg m. p.

Für die Ungarische Volksrepublik:
DDr. Béla Köpeczi m. p.
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Anlage
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Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 18. Feber 1985 ausgetauscht; das Abkommen tritt gemäß seinem Artikel 8 Absatz 2 am
1. Mai 1985 in Kraft.

Sinowatz
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124.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

(Übersetzung)

FÜNFZEHNTE NIEDER-
SCHRIFT (PROCÉS-VER-
BAL) BETREFFEND DIE
VERLÄNGERUNG DER
DEKLARATION ÜBER
DEN VORLÄUFIGEN BEI-
TRITT TUNESIENS ZUM
ALLGEMEINEN ZOLL-
UND HANDELSABKOM-

MEN

Die Vertragsparteien der
Deklaration vom 12. November
1959 über den vorläufigen Beitritt
Tunesiens zum Allgemeinen Zoll-
und Handelsabkommen (im fol-
genden als „die Deklaration"
bzw. als „das Allgemeine Abkom-
men" bezeichnet),

IN ANWENDUNG der Zif-
fer 6 der Deklaration,

KOMMEN ÜBEREIN wie
folgt:

1. Die Geltungsdauer der
Deklaration wird durch Ände-
rung des Datums in Ziffer 6 auf
„31. Dezember 1984" verlängert.

2. Diese Niederschrift wird
beim Generaldirektor der VER-
TRAGSPARTEIEN des Allge-
meinen Abkommens hinterlegt.
Sie steht zur Annahme durch
Unterzeichnung oder in anderer
Weise, durch Tunesien und durch
die teilnehmenden Regierungen
offen. Sie tritt zwischen der
Regierung Tunesiens und einer
teilnehmenden Regierung in
Kraft, sobald sie von der Regie-
rung Tunesiens und von dieser
Regierung angenommen worden
ist.

3. Der Generaldirektor über-
mittelt eine beglaubigte Abschrift
dieser Niederschrift und eine
Mitteilung über jede Annahmeer-
klärung an die Regierung Tune-
siens und an jede Vertragspartei
des Allgemeinen Abkommens.
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GESCHEHEN zu Genf am
ersten November neunzehnhun-
dertdreiundachtzig, in einer ein-
zigen Urschrift in englischer und
französischer Sprache, wobei
beide Texte authentisch sind.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 13. Feber 1985 beim Generaldirektor des GATT hinterlegt; die Niederschrift ist gemäß
ihrer Ziffer 2 für Österreich am selben Tag in Kraft getreten.

Sinowatz
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